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Verkündet am 25.10.2011
Grundmann, Justizobersekretärin als Urkundsbeamtin der Geschäftsstelle
Landgericht Bonn
IM NAMEN DES VOLKES
Urteil
In dem Rechtsstreit
des Herrn«
Klägers,
Prozessbevollmächtigte:
gegen
Herrn
Beklagten,
Prozessbevollmächtigter:

Rechtsanwalt Spoelgen, Thomas-Mann-Str. 45, 53111 Bonn,
hat die 15. Zivilkammer des Landgerichts Bonn
durch den Vorsitzenden Richter am Landgericht Gersch als Einzelrichter
auf die mündliche Verhandlung vom 23.09.2011
für   Recht   erkannt:
Die Klage wird abgewiesen.
Die Kosten des Rechtsstreits werden dem Kläger auferlegt.
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Das Urteil ist gegen Sicherheitsleistung in Höhe von 120 % des jeweils zu vollstreckenden Betrages vorläufig vollstreckbar.
Tatbestand:
Der Kläger verlangt von dem Beklagten die Zustimmung zu einem Teilungsplan hinsichtlich des Nachlasses der am 10.05.2010 verstorbenen Mutter der Parteien, Frau ...
Die Parteien sind die einzigen beiden Abkömmlinge der Erblasserin und deren gesetzliche Erben zu je 1/2. Die Erblasserin wurde bis in das Jahr 2007 hinein in geschäftlichen Dingen im Wesentlichen vom Kläger vertreten, dem sie Bankvollmacht erteilt hatte. Im Jahr 2007 nahm der Beklagte seine Mutter in seinem Haus auf. Die Pflege der an Demenz erkrankten Erblasserin wurde unter anderem mit Hilfe von polnischen Pflegekräften durchgeführt. Ab Ende 2006 verfügte der Beklagte insbesondere hinsichtlich des Kontos bei der Sparkasse ... der Erblasserin über Kontovollmacht nebst einer EC-Karte.
Für den Verkauf ihres Hauses in Bonn-Endenich erhielt die Erblasserin im September 2007 einen Kaufpreis von 182.660,42 EUR, der auf ihr Girokonto bei der Sparkasse ... überwiesen wurde. Von diesem Konto wurden am 12.10.2007 zwei Überweisungen auf Konten des Beklagten getätigt. Bzgl. einer Überweisung von 40.000,00 EUR enthält der Überweisungsträger den Vermerk „Umbuchung für Geldmarktsparen", hinsichtlich einer weiteren Überweisung von 60.000,00 EUR den Vermerk „Umbuchung für Anlage 3 Jahre". Ende September erhielten sowohl der Kläger als auch der Beklagte vom Konto der Erblasserin jeweils als Schenkung einen Betrag von 30.000,00 EUR.
Zum Aktivnachlass gehören neben dem Girokonto bei der Sparkasse ... ein Sparbuch bei der Sparkasse ... ein Sparbuch bei der ... ein Sparbuch bei der ..., ein Depot und eine
Genossenschaftsbeteiligung. Die aktuellen Salden dieser Konten sind zwischen den Parteien teilweise streitig. Nachlassverbindlichkeiten bestehen noch in Höhe einer Rechnung der Stadtwerke Bonn vom 22.06.2011 in Höhe von 309,65 EUR und in Höhe von 93,50 EUR zu Gunsten der Ehefrau des Beklagten für die Kosten des sogenannten Leichenschmauses nach der Beerdigung.
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Mit der Klage hat der Kläger von dem Beklagten zunächst eine Zustimmung zu einem Teilungsplan der Erbengemeinschaft in der Weise verlangt, dass der Kläger aus dem Nachlass 68.723,79 EUR erhält. Dieser Betrag ist später auf 71.408,58 EUR erhöht und im Termin zur mündlichen Verhandlung sodann auf 50.000,00 EUR ermäßigt worden. Wegen der Berechnung des ursprünglich geltend gemachten Betrages wird auf die Berechnung in der Klageschrift verwiesen. Dieser Berechnung liegt die Auffassung des Klägers zu Grunde, der Beklagte sei in weitem Umfang zu Erstattungen an die Erbengemeinschaft verpflichtet. Dies betreffe neben den im Oktober 2007 überwiesenen 100.000,00 EUR weitere Abhebungen des Beklagten von dem Girokonto in der Zeit ab dem 01.01.2007 bis zum Tod der Erblasserin in Höhe von insgesamt 75.847,58 EUR sowie Verfügungen über das Konto der Sparkasse ... in Höhe von 4.600,00 EUR und dasjenige bei der ... in Höhe von 1.000,00 EUR. Die vom Beklagten entnommenen Gelder seien nur in Höhe von 44.000,00 EUR für Pflegekräfte aufgewandt worden.
Soweit der Beklagte die Verfügungen seitens des Klägers über das Konto der Erblasserin in der Zeit von 2002 bis Mitte 2007 in Höhe von insgesamt 74.095,64 EUR für unberechtigt halte, habe er - der Kläger - unter anderem Aufwendungen für die Erblasserin gehabt. Insoweit seien durchschnittlich monatlich 500,00 EUR bis 1.000,00 EUR für Pflege, Betreuung oder anteilige Miete abgebucht worden. Im Übrigen handele es sich um vollzogene Schenkungen an den Kläger. Desweiteren stünden ihm für die Betreuung der Erblasserin, die er gemeinsam mit der Zeugin ... von Mitte 1998 bis 2007 durchgeführt habe, ein Ausgleichsanspruch in Höhe von 54.000,00 EUR zu.
Der Kläger beantragt,
den Beklagten zum Zwecke der Beendigung der Erbengemeinschaft nach der am 10.05.2010 in Bonn verstorbenen Erblasserin, ..., zu verurteilen, dem nachfolgenden Teilungsplan uneingeschränkt seine Zustimmung zu erteilen:
Der Kläger erhält aus dem Nachlass 50.000,00 EUR.
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Der Beklagte beantragt,
die Klage abzuweisen.
Er ist Auffassung, die Erbteilungsklage sei in der vorliegenden Form nicht zulässig. Insbesondere würden nicht alle Vermögensgegenstände in der erforderlichen Weise berücksichtigt.   Bei den Geldguthaben habe der Kläger unter anderem nicht die aktuellen Stände einschließlich inzwischen angefallener Zinsen angegeben. Der Stand für das Sparbuch bei der Postbank ... in Höhe von 67,70 EUR sei derjenige zum 10.01.2005 gewesen. Ein Anspruch auf Erbteilung bestehe im Übrigen auch deshalb noch nicht, weil der Kläger noch nicht umfassend Auskunft über ausgleichungspflichtige Vorempfänge erteilt habe.
Der Beklagte behauptet, die an ihn im Oktober 2007 transferierten 100.000,00 EUR seien ihm von der Erblasserin geschenkt worden. Bei seiner persönlichen Anhörung im Termin hat er dazu unter anderem erklärt, dieser Betrag habe dafür da sein sollen, dass er seiner Mutter zur Verfügung stehe, wenn diese Geld brauche. Der Transfer habe damals schnell gehen müssen, da der Kläger sich zuvor unberechtigt 32.000,00 EUR von dem Konto entnommen habe. Der Betrag von 32.000,00 EUR -das ist unstreitig - wurde vom Kläger später zurückerstattet.
Der Beklagte behauptet weiter, für die Pflegekräfte seinen monatlich 2.800,00 EUR erforderlich gewesen. Außerdem habe er auf das Konto der Erblasserin im Jahr 2008 insgesamt 8.800,00 EUR aus eigenem Vermögen eingezahlt und zudem Nachlassverbindlichkeiten in Höhe von insgesamt 1.223,41 EUR aus seinem Vermögen beglichen. Zu den Verfügungen über das Konto der Erblasserin in den Jahren 2002 bis 2007 in Höhe von insgesamt 74.095,64 EUR sei der Kläger ebenso wenig berechtigt gewesen wie zu einem Transfer in Höhe von 2.000,00 EUR vom Sparbuch der Erblasserin.
Wegen der weiteren Einzelheiten des Sach- und Streitstandes wird auf den vorgetragenen Inhalt der wechselseitigen Schriftsätze nebst Anlagen sowie auf das Sitzungsprotokoll vom 23.09.2011 verwiesen.
Entscheidungsqründe:
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Die zulässige Klage ist unbegründet.
I.
Dem Kläger steht nach § 2042 BGB kein Anspruch auf Zustimmung des Beklagten zu dem von ihm begehrten Teilungsplan zu.
Begehrt ein Miterbe die Auseinandersetzung der Miterbengemeinschaft, so muss seine Klage auf den Abschluss eines konkreten schuldrechtlichen Auseinandersetzungsvertrages gerichtet sein. Er hat dazu einen detaillierten Teilungsplan vorzulegen, der grundsätzlich den gesamten Nachlass umfassen muss, da sich Miterben nicht auf eine nur teilweise Auseinandersetzung einlassen müssen (Weidlich, in: Palandt, BGB, 70. Auflage, § 2042 Rn. 21). Dabei sind die gesetzlichen Aufteilungsregeln der §§ 2046 ff., 752 ff. BGB zu berücksichtigen. Gemäß § 2046 I sind zunächst die Nachlassverbindlichkeiten zu tilgen. Bestehende Nachlassforderungen sind einzuziehen. Erst der so ermittelte Reinnachlass ist auf die Miterben zu verteilen (Weidlich, a.a.O., § 2042 Rn. 6). Ist der begehrte Teilungsplan in der vom Kläger vorgelegten Form nicht zustimmungspflichtig, so ist die Klage abzuweisen. Das Gericht ist nicht befugt, den Teilungsplan von sich aus abzuändern (Kammergericht, NJW 1961, 733).
Den vorstehend genannten Voraussetzungen genügt der vom Kläger begehrte Teilungsplan aus folgenden Gründen nicht:
Zum einen fehlt es an der Teilungsreife bereits deshalb, weil unstreitig noch nicht alle Nachlassverbindlichkeiten beglichen sind. Neben einer Forderung der Ehefrau des Beklagten über 93,50 EUR ist auch noch eine Forderung der Stadt ... in Höhe von 309,65 EUR offen. Der Teilungsplan trägt des Weiteren nicht dem Umstand Rechnung, dass noch offene Forderungen der Erbengemeinschaft bestehen. Das betrifft insbesondere die vorhandenen Sparbücher, das Depot und die Genossenschaftsbeteiligung. Sofern diese Forderungen nicht eingezogen werden sollen, müsste der Teilungsplan eine konkrete andere Art der Aufteilung auf die beiden Miterben vorsehen. Es kommt hinzu, dass nach unbestrittenem Vortrag der Beklagtenseite die vom Kläger genannten Kontostände nicht in jedem Fall den aktuellen Stand wiedergeben. So datiert der angegebene Stand des Sparbuchs bei der ... vom 10.01.2005.
Schließlich ist der vom Kläger begehrte Teilungsplan auch insoweit unvollständig, als er nicht aufführt, was mit den restlichen Vermögenswerten geschehen soll. Er enthält
6
lediglich einen später an den Kläger nach seiner Vorstellung auszukehrenden Betrag. Ob der Kläger einer Auszahlung des Restbetrages an den Beklagten zustimmt, wird aus dem von ihm aufgestellten Teilungsplan hingegen nicht ersichtlich. Ohne eine entsprechende ausdrückliche Zustimmung des Klägers ist der Beklagte auch deshalb nicht zur Zustimmung zu diesem Teilungsplan verpflichtet.
II.
Das Klagebegehren ist auch nicht unter anderen rechtlichen Gesichtspunkten begründet.
1.
Der Klageantrag ist nicht als eventuell ausnahmsweise zulässige Teilauseinandersetzung der Miterbengemeinschaft zu werten. Dies scheitert schon daran, dass der Kläger vorliegend keine Teilauseinandersetzung im Sinne der Zuwendung eines bestimmten Vermögensgegenstandes oder der Zahlung einer bestimmten Geldsumme verlangt. Vielmehr hat er ausdrücklich auch nach entsprechenden Erörterungen im Termin zur mündlichen Verhandlung seine Klage weiterhin auf die Zustimmung zu einem bestimmten Teilungsplan gerichtet.
Im Übrigen erscheint es auch zweifelhaft, ob eine Teilauseinandersetzung vorliegend zulässig wäre. Die Zulässigkeit einer Teilauseinandersetzung ergibt sich nicht schon immer dann, wenn die Erbengemeinschaft nur aus zwei Personen besteht (vgl. OLG Köln, Urteil vom 25.01.1996 - 1 U 47/95 - zitiert nach Juris). Zumindest sofern die Teilauseinandersetzung auf Zahlung eines bestimmten Geldbetrages gerichtet ist, wird dies in der Regel auch bei nur zwei Miterben die vorherige Begleichung von Nachlassverbindlichkeiten voraussetzen.
2.
Das Klagebegehren ist schließlich auch nicht im Sinne einer Feststellung zu verstehen, dass der Beklagte verpflichtet ist, bestimmte Beträge an die Erbengemeinschaft zu erstatten. Ziel des Klägers ist es ersichtlich nicht lediglich, dass der Beklagte die Erstattung bestimmter Beträge vornimmt, die er vom Konto der Erblasserin entnommen hat. Vielmehr erstrebt der Kläger mit der Klage die Zustimmung zu einem bestimmten Zahlbetrag an ihn selbst.
Desweiteren ist auch nicht ersichtlich, wie sich der zuletzt geltend gemachte Betrag
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von 50.000,00 EUR zusammensetzen soll. Angesicht der Vielzahl von Entnahmen vom Konto der Erblasserin, die der Kläger für unberechtigt hält, könnte ein Betrag von 50.000,00 EUR wiederum der Saldo nach Verrechnung mit bestimmten Gegenansprüchen des Beklagten sein. Er könnte sich andererseits auch lediglich auf die Hälfte des im Oktober 2007 transferierten Betrages von 100.000,00 EUR beziehen. Gerade wenn man jedoch von dieser zweiten Alternative ausgeht, verbietet sich die Umdeutung in einen Feststellungsantrag. Denn dem Kläger kommt es gerade für diesen Fall ersichtlich nicht nur darauf an, dass eine Erstattungspflicht des Beklagten in Höhe der Hälfte der im Oktober 2007 transferierten 100.000,00 EUR festgestellt wird. Vielmehr erstrebt der Kläger per Saldo einen Anteil von 50.000,00 EUR aus der Erbmasse. Würde lediglich ein Erstattungsanspruch der Erbengemeinschaft gegenüber dem Beklagten in Höhe von 50.000,00 EUR als Einzelposition festgestellt, so wäre diese Forderung lediglich ein Rechenposten bei der endgültigen Abrechnung. Sofern dem Beklagten jedoch seinerseits zum Beispiel Ausgleichsansprüche gegenüber dem Kläger zustünden, erhielte der Kläger aus der Erbmasse gerade nicht den von ihm angestrebten Betrag von 50.000,00 EUR.
III.
Die Kostenentscheidung beruht auf § 91 I S. 1 ZPO. Die Entscheidung über die vorläufige Vollstreckbarkeit folgt aus § 709 S. 1, 2 ZPO.
Streitwert: bis 80.000,00 EUR.
